
DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

Die öffentliche Meinung
THOMAS HERZ

Probleme der Meinungsforschung

Wie wird die Europäische Gemeinschaft und der Integrationsprozeß von den
Bürgern der Mitgliedsländer gesehen?1 Wie beurteilen sie die EG und ihre Insti-
tutionen? Die Beantwortung dieser Fragen ist nicht einfach, denn die Europäi-
sche Gemeinschaft weicht in mehrerer Hinsicht von traditionellen, nationalen
politischen Systemen ab. Ihre Geschichte ist relativ kurz; die politischen Institu-
tionen sind in einem Prozeß der Entstehung bzw. des ständigen Wandels begrif-
fen; die Vermittlung zwischen Öffentlichkeit und den Institutionen ist schwach.
In den Massenmedien wird über die EG relativ selten berichtet und dann auch
nur, wenn Konflikte entstanden sind oder geschlichtet werden sollen. Die alltäg-
liche Routine, die „kleinen" Entscheidungen werden nicht sichtbar. Es gibt kei-
ne EG-Bürokratien, die z.B. Steuern erheben und soziale Leistungen verwalten;
es gibt keine sichtbaren europäischen Parteien (außer natürlich in Zeiten der
Wahl), die Interessen sowie Informationen und Meinungen zwischen Bürger
und politischem System (der EG) vermitteln. Natürlich sind Entschließungen
des Europaparlaments oder Entscheidungen des Rates oder der Kommission re-
levant für den Alltag des Bürgers. Aber die Wirkungen von Entscheidungen
werden in den wenigsten Fällen sichtbar und werden nur selten direkt empfun-
den. Ausnahmen sind um so auffälliger. Frisch in Erinnerung sind die Verhand-
lungen über ein Fischereiabkommen und über die Antikrisenpläne für die Stahl-
industrie. Hier wird deutlich ein Zusammenhang zwischen Entscheidungen auf
der EG-Ebene und den Lebensbedingungen spezifischer Berufsgruppen sicht-
bar. Aber bezeichnend ist nicht diese Tatsache, sondern die Heftigkeit der Reak-
tion unter den Betroffenen. Sie kommt zustande, weil keine andere Bindung an
die EG vorhanden ist als eben diese beruflich-materielle. Eine Identifikation
sonstiger Art, die Enttäuschungen hätte „auffangen" können, fehlt. In einem
Fall wie diesem treten alle Probleme der Meinungs- und Einstellungsforschung
verstärkt auf.

Unter öffentlicher Meinung wird hier die Einstellung der Bürger in den Mit-
gliedsländern zur EG und zu anderen relevanten Objekten verstanden. Sie wird
von der Kommission der Europäischen Gemeinschaft seit 1974 zweimal jährlich
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(frühere Untersuchungen 1973, 1971, 1970) durch Befragungen eines repräsen-
tativen Querschnitts der Bevölkerung im Alter von 15 Jahren und darüber ermit-
telt. Die Ergebnisse werden im „euro-barometer" veröffentlicht. Diese Berichte
bilden die Grundlage dieses Beitrages. Die genannten Probleme der Meinungs-
und Einstellungsforschung werden hier relevant und lassen sich durch die folgen-
den Fragen charakterisieren: geben die Umfrageergebnisse tatsächlich Auskunft
über die öffentliche Meinung? Welchen Charakter haben Antworten auf Umfra-
gen, sofern sie die EG betreffen? Je nach Inhalt der Frage werden die Antworten
anders ausfallen. Bei der folgenden Analyse der zeitlichen Entwicklung der Mei-
nungsbildung wird auf diese Problematik zurückzukommen sein.

Der Wandel von Einstellungen zur Europäischen Gemeinschaft
Ist die Mitgliedschaft in der EG für das eigene Land eine gute oder eine schlechte
Sache? Diese Frage ist seit September 1973 regelmäßig (16 mal bis Oktober
1980) wiederholt worden2. Sie zielt auf eine rationale utilitaristische3 Beurtei-
lung der Mitgliedschaft. Allerdings können ganz verschiedene Kriterien als
Grundlage für eine solche Beurteilung fungieren: politische und/oder wirtschaft-
liche, aber auch soziale Vor- und Nachteile; Abbau von Handelsschranken und
Wirtschaftswachstum versus erhöhter Wettbewerb; Erweiterung von Problem-
lösungskapazitäten versus Einbuße an nationaler Souveränität; engere Bezie-
hung zwischen den Völkern versus Diskriminierung etc.. Welche dieser Fakto-
ren die Oberhand gewinnen, dürfte mit der Zeit und von Situation zu Situation
wechseln. Vermutlich haben wirtschaftliche Vor- und Nachteile in den letzten
Jahren an Bedeutung gewonnen. Neben dieser Frage ist eine weitere Überle-
gung wichtig: Bei der Beantwortung werden sowohl vergangene als auch künfti-
ge Vorteile und Nachteile in Betracht gezogen. Hierin unterscheiden sich die
Gründungs- und die „neuen" Mitgliedsländer beträchtlich voneinander, denn in
den letztgenannten können die Vor- und Nachteile einer Mitgliedschaft reali-
stisch eingeschätzt werden. Für die Bürger der „alten" Mitgliedsländer ist die
Einschätzung der „Güte" der Mitgliedschaft höchst problematisch. Wodurch
will man sie messen? Die Frage scheint in dem folgenden Sinne für diese Befrag-
ten relevant: Was ginge uns verloren, wenn wir nicht Mitglied wären? Diese un-
terschiedliche Beurteilungsgrundlage spiegelt sich in den Antworten wider: es
sind die „neuen" EG-Mitglieder, die wenig von einer Mitgliedschaft halten. Je-
doch ist die Distanz z.B. zwischen Irland und Frankreich und Belgien nicht über-
mäßig groß. Die letztgenannten beiden Länder unterscheiden sich allerdings
nicht so stark in den geäußerten positiven, sondern in der Nennung negativer
Antworten: die Häufigkeit solcher Angaben ist hier deutlich niedriger als dort.
Eine Analyse der zeitlichen Stabilität der Antwortmuster ergibt für den EG-
Durchschnitt einen leichten, aber eindeutigen Rückgang positiver (Mitglied-
schaft ist eine „gute Sache") Antworten und eine Zunahme der negativen
(„schlechte Sache") Antworten im Zeitraum September 1973 bis Oktober 1980.
Der Zeitpunkt eines Meinungsumschwungs ist nicht für alle Länder gleich: in
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Dänemark, in Frankreich, in Irland und im Vereinigten Königreich war im Jahre
1975, d.h. zwei Jahre nach dem Eintritt von drei der vier genannten Ländern in
die EG, die positive Stimmung am ausgeprägtesten, in den anderen Ländern im
Jahre 1979. Ob für sie seitdem ein Trend zu weniger positiven Antworten zu ver-
zeichnen ist, ist noch nicht entscheidbar. Der stärkste Rückgang positiver Ant-
worten ist im Vereinigten Königreich, in Irland und in Frankreich zu verzeich-
nen.

Prinzipiell zu den gleichen Ergebnissen gelangen wir durch die Analyse der
Frage, wie stark die Befragten eine Vereinigung Westeuropas befürworten. Auf
der einen Seite stehen Dänemark, Irland, das Vereinigte Königreich sowie
Frankreich und Belgien. In diesen Ländern sind die positiven Antworten deut-
lich niedriger als in den anderen Staaten. Zwischen 1973 und 1980 läßt sich im
EG-Durchschnitt eine leichte Abnahme „sehr starker" Befürwortung zugunsten
einer zurückhaltenden Bejahung der Integration feststellen4. Was bedeutet aber
die Antwort: „Ich befürworte die Vereinigung Westeuropas"? Man kann davon
ausgehen, daß durch sie eine positive Beurteilung von Kooperation zum Aus-
druck kommt, ohne daß dabei an spezifische Leistungen der EG gedacht wird.
Kooperation ist stets ein positiver Wert. Man befürwortet sie wie man freund-
schaftliche Beziehungen zwischen Menschen begrüßt. Negative Antworten brin-
gen dagegen spezifische Unzufriedenheit zum Ausdruck. Die Gegnerschaft zur
Integration hat zwischen 1973 und 1980 im EG-Durchschnitt leicht (von rund
10% auf 13%) zugenommen. Die interne Variation der beiden „Blöcke" („alte"
versus „neue" Mitgliedsländer) hat sich erhöht.

Mit Hilfe einer dritten Frage soll die Meinungsbildung beleuchtet werden. Die
Befragten wurden gebeten, ihre Meinung zum Tempo der Integration (die EG
sei ja nur die erste Etappe auf dem Weg zu einer engeren Union der Mitglieds-
länder) anzugeben: Soll sie beschleunigt, verlangsamt oder wie bisher weiterge-
führt werden?5. Woran läßt sich das Tempo erkennen? An der Zahl erlassener
Verordnungen? An dem Wachstum des EG-Haushalts? An dem Umfang ausge-
tauschter Waren? An der Häufigkeit von Telefonaten zwischen den Ländern?
Die Beispiele zeigen die Vielfalt möglicher Indikatoren, aber auch ihre Proble-
matik. Welche Veränderungen kann man gegebenenfalls der EG bzw. einer ih-
rer Institutionen zuordnen? Es erscheint unrealistisch, die Bürger würden diese
oder andere Daten zur Grundlage eines relativ genauen Kalküls machen. Aller-
dings müssen wir auch hier den Unterschied zwischen „alten" und „neuen" Mit-
gliedsländern berücksichtigen. Die Bürger in den drei neuen Mitgliedsländern
werden auf der Grundlage ihrer Erfahrung mit der Mitgliedschaft antworten.
Der Einschnitt, den die Mitgliedschaft für sie brachte, ähnelt einer Experimen-
talsituation. Für sie gibt es eine rationale Basis der Beurteilung. Die Befragten in
den „alten" Mitgliedsländern dürften die Frage dagegen im Sinne von allgemei-
ner Zustimmung oder Ablehnung von politischer Veränderung gedeutet haben.
Dänemark und das Vereinigte Königreich haben am wenigsten übrig für eine Be-
schleunigung der Integration, Italien und Luxemburg am meisten. Auch in die-
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ser Frage ist in den meisten Ländern — die Bundesrepublik, Frankreich, Luxem-
burg, Dänemark, Irland — eine leichte Abnahme der positiven Antworten zu be-
obachten. Im Vereinigten Königreich ist der Trend eher in umgekehrter Rich-
tung, während in den Niederlanden, in Italien und in Belgien eine eindeutige
Aussage nicht möglich ist (d.h., das Niveau bleibt konstant).

Noch stärker als im Falle der oben behandelten Indikatoren wird die Verände-
rung durch eine Frage hervorgehoben, die die Einstellung zu den Europaparla-
mentariern und ihrer Rolle erfaßt6. Die Befragten wurden mit alternativen Rol-
lenerwartungen konfrontiert und sollten ihre Präferenz äußern: Soll der Europa-
parlamentarier die Interessen der Europäischen Gemeinschaft als Ganzes wah-
ren oder in allen Fällen die Interessen des eigenen Landes? Diese Frage wurde
zuerst im Frühjahr 1977 gestellt und bis Herbst 1979 weitere sechsmal. Nationale
Interessen versus Interessen der Gemeinschaft: die Alternativen sind äußerlich
gesehen eindeutig. Der Befragte wird vor eine Alternative gestellt, die eher die
Mittel zur Zielerreichung als das Ziel selbst betrifft. Welche sind nun die Interes-
sen der Gemeinschasft bzw. des eigenen Landes? Eine Teilantwort liefern Anga-
ben der Befragten über das, was sie sich am ehesten vom Europaparlament er-
hoffen. Drei Ziele, wovon eines genannt werden sollte, standen den Befragten
zur Auswahl7: Kontrolle der Beamten in Brüssel, Initiativen zu einer politischen
Union und Lösung der Wirtschaftskrise. Eindeutig wird dem Europaparlament
in allen Ländern die Funktion eines wirtschaftlichen Krisenmanagers zugewie-
sen. Wenn nun von nationalen oder europäischen Interessen die Rede ist, liegt es
nahe zu vermuten, diese Interessen seien in erster Linie wirtschaftlicher Natur.
Eine eindeutige pro-europäische Haltung (der EP-Abgeordnete soll die Interes-
sen der EG wahren) nehmen nur die Niederländer ein und in geringerem Maße
auch die Luxemburger. Dagegen ist in Irland, in Dänemark und im Vereinigten
Königreich die Stellungnahme eindeutig für die eigenen, nationalen Interessen.
Vom Frühjahr 1977 bis Herbst 1979 läßt sich im EG-Durchschnitt kaum eine
Verschiebung der Einstellungen beobachten. Dieses Ergebnis verdeckt aber ge-
genläufige Entwicklungen in den Mitgliedsländern. In Italien und in der Bundes-
republik findet eine Verschiebung zugunsten europäischer Interessen statt; in
den Niederlanden sind die Antwortmuster konstant. In allen anderen Ländern
verändern sich die Einstellungen in umgekehrter Richtung.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß es hinsichtlich des Ausmaßes
positiver Antworten eine deutliche Trennung zwischen der Bundesrepublik, Ita-
lien, den Niederlanden und Luxemburg auf der einen und Frankreich, Belgien,
Dänemark, Irland und dem Vereinigten Königreich auf der anderen Seite gibt:
In den letztgenannten Staaten ist die Unterstützung der Integration geringer als
in der ersten Gruppe. Die Veränderungen zwischen 1973 und 1979 bzw. 1980
sind teilweise gering und nicht einheitlich. In Frankreich, Irland und Dänemark
ist das gegenwärtige Sympathieniveau niedrig und die Abnahme signifikant.
Starke und zunehmende Unterstützung beobachten wir in Italien und Luxem-
burg. Die anderen Mitgliedsländer nehmen eine Zwischenposition ein. Beson-
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ders deutlich wird der Trend zu größeren „nationalen Egoismen" sowie das Aus-
einanderfallen des „Blocks" der Gründungsmitglieder an der Frage nach der
Rolle des Europaparlamentariers sichtbar.

Die gegenseitige Enschätzung der Völker

Die bisher diskutierten Fragen haben sich mehr oder weniger direkt auf die poli-
tische Integration bezogen. Befragte haben ein politisches System aufgrund ihrer
Überlegungen über positive oder negative Erfahrungen, über Befürchtungen
und Wünsche beurteilt. Die Integration Europas verläuft aber nicht nur in dieser
Dimension — man könnte sie vielleicht die vertikale nennen —, sondern auch ho-
rizontal8. Beispiele hierfür sind: Reisen in andere Länder, Briefkontakte, Schü-
leraustausch, Städtepartnerschaften, kulturelle Beziehungen, Handel etc. Ge-
meint sind solche gegenseitigen Beziehungen, die Einheiten der gleichen Ebene
miteinander verbinden (Individuen, Gruppen, Städte, Unternehmen). Mit Hilfe
von Umfragen sind sie erfaßt worden durch die Frage nach dem Vertrauen, das
man in die Völker anderer Nationen hegt. Zuletzt wurde diese Frage im Herbst
1980 gestellt9. Die Angaben lassen sich mit früheren Untersuchungsergebnissen
aus den Jahren 1976 und 1970 vergleichen (im letztgenannten Fall beziehen sie
sich lediglich auf die damaligen Mitglieder der EWG).

Das größte Vertrauen genießen im EG-Durchschnitt heute wie 1976 die Völ-
ker der kleinen Länder Europas - mit einer Ausnahme. An der Spitze liegen die
Dänen, gefolgt von den Luxemburgern, Niederländern und Belgiern. An fünfter
Stelle rangieren die Deutschen, gefolgt von den Briten und Iren. Franzosen und
vor allem Italiener genießen das geringste Vertrauen. Worauf gründen sich sol-
che Urteile? Naheliegend ist die direkte Kenntnis, die z.B. durch Reisen und Ur-
laubsaufenthalte erworben werden. Berichte von Freunden und Bekannten so-
wie die Berichterstattung in den Massenmedien stellen eine Ergänzung oder ei-
nen Ersatz dar. Aber Vertrauen oder Mißtrauen bildet sich nur teilweise auf sol-
cher Grundlage. Wieviele EG-Bürger waren schon in Irland, sind schon einem
Iren begegnet? In der empirischen Literatur über Stereotypen wurde immer wie-
der auf die nicht-existenten Phantasievölker hingewiesen, die trotzdem beson-
ders hohe oder niedrige Sympathieäußerungen von Versuchspersonen hervorge-
rufen haben. Es müssen also auch andere als direkte Erfahrungen sein, die Ver-
trauensäußerungen steuern. Historische Gründe zählen zu den Faktoren, die na-
tionale Stereotypen erzeugt und gefestigt haben. Die großen Staaten waren in ei-
ner ganz anderen Weise aktiv am Zweiten Weltkrieg beteiligt als die kleinen
Länder, die ja von den Deutschen überfallen und in den Krieg gezwungen wur-
den. Terrorismus und soziale Unruhen während der letzten zehn Jahre könnten
auch das Bild der Völker beeinflußt haben. Erfahrungen mit den Produkten aus
anderen Ländern (Autos, Kühlschränke, Obst, um nur drei zu nennen) müßten
einen großen Einfluß auf nationale Stereotypen haben. Schließlich wäre an die
Situation des eigenen Volkes und die der Nachbarstaaten in Relation zu den
Machtblöcken und zur Dritten Welt zu denken. Keine dieser Faktoren erklären
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die Position der Iren. Möglicherweise liegt hier eine Verwechslung vor: Die Be-
fragten haben nicht unterscheiden können zwischen Nord-Irland und der Iri-
schen Republik, haben also die Situation in Nord-Irland zum Maßstab ihrer Ant-
worten gemacht. Ein abschließendes Urteil hierüber ist allerdings nicht möglich.
Wenn wir aber die genannten potentiellen Faktoren Revue passieren lassen, gibt
es gute Gründe zu vermuten, die Distanzen zwischen den Völkern hätten sich in
den letzten Jahren vergrößert. Terrorismus in der Bundesrepublik, in Italien und
in Nord-Irland; die Kritik an der Handhabung des sogenannten Radikalenerlas-
ses in den französischen Massenmedien und unter Intellektuellen; Berichte über
wachsende Kriminalität in Italien, deren Opfer vorwiegend Touristen sind etc..
Die Aufzählung ließe sich fortsetzen. Tatsächlich wird jedoch zwischen 1976 und
1980 im EG-Durchschnitt allen Mitgliedsländern ohne Ausnahme etwas mehr
Vertrauen geschenkt. Diese Bewegung, diese Annäherung zwischen den euro-
päischen Ländern, kann nur eine Reaktion auf äußere Faktoren sein. Erstens ist
seit der Wahl Carters zum US-Präsidenten eine gewisse Distanz zwischen der
von den Vereinigten Staaten und von den europäischen Ländern verfolgten Poli-
tik spürbar geworden. Das heißt nicht, daß man den Amerikanern weniger Ver-
trauen entgegenbringt (im Gegenteil: Von 1976 bis 1980 nimmt das Vertrauen
zu), sondern nur, daß man die Rolle der europäischen Länder nun stärker als frü-
her in Unabhängigkeit zu den USA sieht. Zweitens spielt die Beziehung zu den
Öl-Ländern eine entscheidende Rolle. Die Abhängigkeit des Westens von die-
sen Staaten ist in den siebziger Jahren evident geworden. Beide Entwicklungen
haben zur Verstärkung des Bewußtseins geführt, einer „Schicksalsgemein-
schaft" anzugehören und dies spiegelt sich in den Vertrauensangaben wider.
Aber diese Schlußfolgerungen beruhen auf einer Interpretation von EG-Durch-
schnittswerten und nicht auf der gegenseitigen Beurteilung einzelner Völker.
Solche Angaben sind im euro-barometer nur über Deutschland, Italien, Frank-
reich und das Vereinigte Königreich enthalten. Sie aber zeigen eine durchaus dif-
ferenziertere Entwicklung der Vertrauensbildung. Generell gilt: Das Vertrauen
zwischen Deutschen, Franzosen und Italienern ist von 1970 bis 1980 größer ge-
worden (im Falle Italiens muß man sagen: Das Mißtrauen ist geringer gewor-
den). Aber im Verhältnis der Franzosen und Briten hat sich eher eine entgegen-
gesetzte Entwicklung vollzogen. Vor allem die Briten haben heute ein viel grö-
ßeres Mißtrauen in die Franzosen als 1976 (für 1970 fehlen die Angaben), wäh-
rend das Vertrauen der Franzosen in die Briten in den letzten zehn Jahren kon-
stant geblieben ist. Die beiden Nationen, die von je her, z.B. in der Frage der
EG-Mitgliedschaft, einander gegenüberstanden und deren Interessengegensät-
ze, als es um ein Fischereiabkommen ging, erneut aufgeflackert sind, haben sich
auseinanderbewegt. Die auf der politischen Ebene sichtbar werdenden Konflik-
te spiegeln sich wider im gegenseitigen Vertrauen bzw. Mißtrauen der Völker.

Es sind also eine „skeptischere" Beurteilung des Integrationsprozesses und zu-
nehmende „nationale Egoismen" zu beobachten. Demgegenüber ist dasgegen-
seitige Vertrauen der Völker — mit einer Ausnahme - gewachsen. Das Gefühl
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gegenseitiger Abhängigkeit setzt sich also nicht in stärkere Unterstützung des
politischen Systems EG um.

Am Beispiel einiger Ergebnisse aus dem euro-barometer wurde gezeigt, wie
problematisch es ist, Antworten auf Umfragefragen direkt auf die EG und den
Integrationsprozeß zu beziehen. Welche Gründe Menschen dazu bewegen, eine
der angegebenen Antwortalternativen vorzuziehen — darüber können wir nur
spekulieren. In den Berichten der Kommission fehlen solche Angaben ebenso
wie Informationen darüber, wie stark einzelne soziale Gruppen zur Integration
stehen. Beide Fragen aber sind für den Soziologen und Politikwissenschaftler ei-
gentlich wichtig. Die Untersuchungen der Kommission könnten zu einem rele-
vanten Instrument sowohl der Wissenschaft als auch der politischen Willensbil-
dung werden, wenn man sich dazu entschließen würde, andere als nur „Oberflä-
chenphänomene" zu erfassen.

Anmerkungen
1 Seit dem 1.1. 1981 gehört Griechenland als

10. Mitglied zur Europäischen Gemeinschaft.
Da über Umfrageergebnisse aus diesem Land
erst im euro-barometer Nr. 14, Dezember
1980, berichtet wird, es in diesem Beitrag je-
doch um die zeitliche Entwicklung der Mei-
nungsbildung geht, wird Griechenland hier
nicht berücksichtigt.

2 Vgl. euro-barometer Nr. 14, Dezember 1980,
hrsg. von der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, Brüssel 1980.

3 Vgl. Thomas A. Herz, Europa in der öffentli-
chen Meinung, Bonn 1978; Leon N. Lind-
berg u. Stuart A. Scheingold, Europe's

Would-Be Polity, Englewood Cliffs, New Jer-
sey 1970.

4 Vgl. euro-barometer, a.a.O., Nr. 14, Dezem-
ber 1980.

5 Vgl. euro-barometer, a.a.O., Nr. 12, Dezem-
ber 1979.

6 Vgl. ebenda.
7 Vgl. ebenda.
8 Vgl. Lindberg, Scheingold, a.a.O. Sie spre-

chen von „systemic" im ersten und „identiti-
ve" im zweiten Falle.

9 Vgl. euro-barometer, a.a.O., Nr. 14 Dezem-
ber 1980.

Weiterführende Literatur
Herz, Thomas A., Europa in der öffentlichen

Meinung, Bonn 1978.
Kommission der Europäischen Gemeinschaften

(Hrsg.), euro-barometer, Brüssel.

Lindberg, Leon N. u. Stuart A. Scheingold, Eur-
ope's Would-Be Policy, Engelwood Cliffs, New
Jersey 1970.

290 Jahrbuch der Europäischen Integration 1980


